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Nmtlicber Teil.
Änderungen im Personenverkehr .

** Mit der Erhöhung der Personentarise auf 1 . Juni 1921
treten noch weitere wesentliche Änderungen im Personenver¬
kehr ein :

Der Preisberechnung der Monatskarten werden künf¬
tig 20 Einzelfahrten zugrunde gelegt. Monatskarten für di«
1 . Klaffe werden nicht mehr ausgegeben . Die seitherigen Mo¬
natskarten für Schnellzüge fallen weg . Bei der Benutzung
von Schnellzügen auf Monatskarten 2. und 3. Klaffe ist je¬
weils eine Schnellzngszuschlagskarte zu lösen. Der Übergang
in eine höhere Klaffe auf Monatskarten ist nicht mehr statt¬
haft . Monatskarten , die für mehrere Wege gelten sollen,
werden nur nach dem Ermessen der Eisenbahnverwaltung aus¬
gegeben und nach der Entfernung des längsten Weges berech -
net. Dazu tritt für Karten mit höchstens 3 Wegen ein Zu¬
schlag von 10 v. H., für Karten mit mehr als 3 Wegen ein
Zuschlag von 2S v. H. des Unterschieds zwischen dem längsten
Weg und der Gesamtlänge aller Wege. Die BorauSlösung von
Monatskarten für mehrere Monate des gleichen Kalender¬
jahres ist nicht mehr zulässig.

Der Preis der Wochenkarten , die nur noch auf Ent¬
fernungen bis einschließlich 60 Tarifkilometer ausgegeben wer¬
den, beträgt künftig )4 , statt wie seither des Monatskarten¬
preises. Für die täglichen Berufsfahrten empfiehlt sich nun¬
mehr die Lösung von Monatskarten , die erheblich billiger sind
wie die während eines Monats ungefähr benötigten 4 >4
Wochenkarten. Wochenkarten für mehrere Wege werden unter
den gleichen Bedingungen wie Monatskarten für mehrere
Wege (s. oben) ausgegeben . Das seitherige Verbot der Fahrt¬
unterbrechung auf Wochenkarten fällt künftig weg .

An Stelle der bisherigen allgemeinen Schülerkarten
und der Schülerkarten für 20 Fahrten treten
Schülermonatskarten 3. und 4. Klasse (für den Ka¬
lendermonat ), die nunmehr auch für die 4. Klasse ausgegeben
werden und Schülerrückfahrkarten 3 . und 4. Klaffe.
Schülerkarten für einen halben Monat werden nicht mehr
ausgegeben. Der Preis einer Schülermonatskarte ist der halbe
Preis der allgemeinen Monatskarte . Schnellzüge dürfen mit
Schülermonatskarten nicht benutzt werden . Nur bei ungünsti¬
gen Zugsverbindungen kann die Eisenbahnverwaltung die Be¬
nützung einzelner Schnellzüge auf Karten 2 . und 3 . Klaffe
ohne Preiserhöhung Anlassen. Dahingehende Anträge sind bei
der der Abgangsstation Vorgesetzten Betriebsinspektion zu
stellen . Schülermonatskarten für mehrere Wege werden unter
den gleichen Bedingungen wie Monatskarten für mehrere
Wege (s. oben) ausgegeben . Schülermonatskarten werden nur
auf Grund eines Antrags nach vorgeschriebenem Muster auS-
gegeben . Vordrucke sind bei den Stationen zum Preis von
10 Pf . für 1 Stück erhältlich. Zur Erleichterung des Über¬
ganges von der jetzigen Schülerzeitkarte zur Schüler¬
monats karte können die über den 1 . Juni 1921 hinaus gül¬
tigen alten Schülerkarten auf diesen Tag zurückgegeben wer¬
den. Zur Schadloshaltung der Karteninhaber wird sodann
das restliche , auf die Tage der Nichtbenützung entfallende
Treffnis aus dem Schülerkartenpreis rückvergütet. Schüler¬
rückfahrkarten werden auf Entfernungen bis 100
Tarifkilometer für die 3. und 4 . Klasse an Schüler , die an
einem auswärtigen Schulort wohnen, zum Besuch des Eltern¬
hauses an Sonn - und Festtagen ausgegeben . Auch diese
Karten müssen mit Vordruck nach bestimmtem Muster bean¬
tragt werden. Die Vordrucke werden von den Stationen zum
Preis von 10 Pf . für 1 Stück abgegeben . Der Antrag
muß das Lichtbild de » Schülers enthalten . Die
Schüler werden zum einfachen Fahrpreis 3. oder 4. Klaffe
hin- und zurück befördert .

In der Zeit vom 29 . bis 31 . Mai 1921 muß die Fahrt am
ersten Tage der Geltungsdauer der Fahrkarten angetreten
werden . Dies gilt auch für die Rückfahrt bei Doppelkarten
und bei Fahrkarten , die zur Fahrt in umgekehrter Richtung
gelöst sind .

Fahrkarten (ausgenommen die Fahrscheine de» Mitteleuro¬
päischen Reisebureaus ), deren Gültigkeit vor dem 1 . Juni 1921
beginnt und sich über diesen Tag hinaus erstreckt , können zu
den beim Reiseantritt maßgebenden Preisen und Beförde¬
rungsbedingungen bis zum Ablauf ihrer - Gültigkeit weiter
Kenutzt werden.

Abgabe von verbilligtem Mals im Aus¬
tausch gegen Getreide.

** In verschiedenen Gegenden Deutschlands wird von ge¬
wissen Kreisen versucht , die Landwirte zu veranlassen , die Be-
zugsscheine für verbilligten Mais zu niedrigen Preisen abzu¬
geben mit der Begründung , daß der Mais größtenteils m
schlechtem und besonders in schimmeligem Zustande seitens
des Reichs geliefert werde.

Das Reichsernährungsministeriun » hat die Landesregierun¬
gen ersucht , die Landwirte darüber aufzukläreu , daß sie gut
daran tun , den ihnen zukommenden Mais im eigenen Betriebe
zu verwenden und daß insbesondere die Angabe, der Mais sei
größtenteils schlecht und schimmelig , unzutreffend sei .

Die Lage des Arbeitsmarktes .
* * Die weiterhin ungünstig gebliebene Entwicklung des Ar-

beitsmarktes kommt in der Erwerbslosenziffer zum Ausdruck;
diese ist von 4632 auf 4688 gestiegen. An Erwerbslosenunter ,
stützungen wurden in der Berichtswoche 293 842 .86 M . ausbe -
zahlt , außerdem an Kurzarbeiterzulagen 28 257 .75 M . Die
Zahl der Kurzarbeiter belief sich am Ende der Berichtswoche
auf 470 Männer und 544 Frauen , ihre Zahl hat insgesamt
um 78 gegenüber der Vorwoche zugenommen, während die Zahl
der NotstandSarbeiier sich um 60 verringert hat ; letztere be¬
trägt nunmehr 3206 .

In den einzelnen Berufen hat sich die Lage folgendermaßen
gestattet :

In der Landwirtschaft bestand beträchtlicher Bedarf » aber
auch erhebliches Angebot an Arbeitskräften . Für stellen,
suchende landwirtschaftliche Verwalter ist die Lage dauernd
wenig günstig. Bei den Gärtner « und Gartenarbritern ist
das Arbeitsangebot erheblich größer als die Nachfrage.

In der Industrie der Steine trat eine örtlich« Verschlechte ,
rung (Sandsteinhauerei ) ein, doch wurden im Großen und
Ganzen immer noch Kräfte angefordert . Hingegen zeigte sich
in der Metallverarbeitung sowie in den Industrien der Ma¬
schinen, Instrumente und Apparat« im allgemeinen keine
Besserung.

In der Textilindustrie ist der oberbadische Streik noch nicht
beigelegt. Aus verschiedenen Gegenden des Landes wird über
Arbeitsmangel in der Rotzhaarspinnerei geklagt, während die
Villinger Seidenindustrie noch gut beschäftigt ist .

Papier - und Lederindustrie zeigen keine wesentliche Verän¬
derung , im Halz. und Schnitzstoffgewerbe bestand ziemlicher
Bedarf an Kräften , doch überstieg immerhin die Zahl der Ar-
beisuchenden diejenige der offenen Stellen .

Die Lage im Bäcker- und Metzgergerverbe ist gleich geblie¬
ben, in der Nährmittelfabrikation hat sich verschiedentlich
Mangel an Aufträgen bemerkbar gemacht ; hingegen ist die
Tabakindustrie zurzeit nicht schlecht beschäftigt , immerhin ist
mit der Möglichkeit von Arbeiterentlaffungen als einer Wir .
kung der Ententezollmaßnahmen zu rechnen.

Im Schneidergewerbe hat die Nachfrage nach Arbeitskräften
angehalten . Der Schneiderinnenstreik in Freiburg ist beigelegt,
derjenige der männlichen Schneider hielt am Ende der Be¬
richtswoche noch an . Im Schuhmacher gewerbe scheint sich
endlich eine wenn auch nicht erhebliche Besserung anzubahnen ;
das Friseurgewerbe hingegen zeigt keine Änderung , der Be¬
darf an Arbeitskräften in diesem Beruf ist immer noch ziem¬
lich gering . Das Baugewerbe benötigte Maurer , Zimmer ,
leute , Maler und Tüncher in nennenswertem Umfang , schwä¬
cher war der Bedarf an Glasern . Immer noch unbefriedigend
ist die Möglichkeit der Arbeitsbeschaffung für Erdarbeiter und
Wautaglöhner wie überhaupt für «ngelerute Arbeiter . Im
Bervielfältigungsgewerbe ist der Beschäftigungsgrad seit lan¬
gem gering ; auch im Handel übersteigt dar Angebot an Kräf .
ten die Zahl der gemeldeten offenen Stellen ganz wesentlich.

Gm Gastwirtsgewerbe hat sich keine Veränderung in der
Berichtswoche ergeben. Die Zahl der stellensuchenden Köche
und Kellner ist größer als der Bedarf, desgleichen besteht über ,
angebot an weiblichen Hotelzimmer, und Servierpersonal ; da¬
gegen macht sich Mangel an weiblichem Kochpersonal allge -
mein , insbesondere in Baden^Saden fühlbar .

Die Nachfrage nach Dienstboten ist nach wie vor recht er¬
heblich , geringer ist der Bedarf an Putz- und Monatsfrauen ,
hier halten sich Angebot und Nachfrage einigermaßen die Wage.

Betriebseinschränkungen — infolge Arbeitsmangels — er-
folgte bei 6 Betrieben , davon wurden rund 27V Arbeiter und
Arbeiterinnen betroffen.

Gegenwärtiger Stand der Einschränkungen in der Pforz .
heimer Schmuckwareniudustrie: 219 Betriebe , durch Arbeits¬
zeitverkürzung betr . Arbeiter : 860V Männer u. 3800 Frauen .

* Me Lntente
und die oberscklesiscke Frage.

Der beste Leitartikel , der in irgend einem deutschen
Blatt über die Vergewaltigung Oberschlesiens durch die
polnischen Insurgenten geschrieben worden ist, muß wie
Limonade wirken neben der Rede , mit der der britische
Ministerpräsident Lloyd George noch kurz vor
Wingsten im Unterhaus das Verhalten der Polen in der
oberschlesischen Frage gegeißelt hat.

In der ganzen Welt hat diese Rede gewirkt wie ein
Peitschenschlag . Bezeichnenderweise aber haben mit Aus -
nähme Frankreichs und Belgiens eigentlich alle Völker
der Erde den Ausführungen Lloyd Georges zuge¬
stimmt , in der festgewurzelten Überzeugung , daß die-
ser Peitschenschlag um die Ohren der polnischen Auf -
rührer und der hinter ihnen arbeitenden Kreise wohl
verdient war .

Was Frankreich betrifft , so war dort die öffent¬
liche Meikung dermaßen verblüfft und aus dem Häus¬
chen geraten , daß sie von der „Rede eines Geistes¬
kranken" zu sprechen wagte und das Gespenst von Fascho-
da an die Wand malte . Der französische Ministerpräsi¬
dent Briand , der alsbald das Wort ergriff , äußerte
sich allerdings gemäßigter , vermochte dies aber nur zu
tun , nachdem er die Rede Lloyd Georges als auf
einem Mißverständnis beruhend und als nicht richtig
wiedergegeben bezeichnet hatte. Daß die Rede Lloyd
Georges die Beziehungen zwischen England und Frank-
reich vor eine schwere Krisis gestellt hat, das unterliegt
jedoch keinem Zweifel .

Die italienische Presse hat den Ausführungen
Lloyd Georges mit Begeisterung zugestimmt und sogar
den eigenen Außenminister getadelt , weil er nicht die¬
selbe entschiedene Sprache geführt habe, obwohl doch
durch die Schuld der polnischen Insurgenten italienische
Soldaten getötet worden seien. Die Haltung Ameri¬
kas ist offiziell neutral und darauf gerichtet, einen
Bruch zwischen England und Frankreich zu vermeiden .
Die öffentliche Meinung Amerikas aber hat gleichfalls
der Rede Lloyd Georges Beifall gespendet.

Wie es heißt , ist von amerikanischer Seite offiziös die
Anschauung vertreten worden , daß die Aufrecht¬
erhaltung der guten Beziehungen zwischen
England und Frankreich wichtiger sei, als die ganze
oberschlesische Frage . Wer die Dinge iy diesem Lichte
sieht , sieht sie aber nicht richtig. Denn die oberschle¬
sische Frage hängt aufs engste mit der polnischen
Politik zusammen , und diese Politik wiederum ist nichts
anderes , als das Echo der französischen Politik .
Die französrschePolitik aber enthüllt sich immer
mehr und mehr als eine Politik des Imperia¬
lismus , die offenkundig darnach strebt , den ganzen)
Kontinent unter Frankreichs Oberherrschaft zu bringen .
Daran , daß solches geschieht , hat England aber nicht das
geringste Interesse .

England hat in den Tagen , als es noch selbst vor dem
deutschen Volke zitterte , die Errichtung eines polnischen
Staates nicht ungern gesehen. Und auch im Hinblick auf
die bolschewistische Gefahr ist der englischen Politik da-
Vorhandensein eines von der Entente abhängigen Puf¬
ferstaates im Osten nicht unerwünscht gewesen. Sehr
bald nach Beendigung des Krieges hat sich aber heraus¬
gestellt , daß der neue polnische Staat nichts weiter ist,
als eine französische Domäne , und daß an der
Existenz dieses Staates eigentlich nur Frankreich
ein besonderes Interesse hat. Der Abschluß des englisch-
russischen Handelsvertrages ist für England die erste
Frucht dieser Erkenntnis gewesen.

Wäre nun die Politik , die in Warschau gemacht wurde,
klug und vorsichtig gewesen, so hätte England sich viel¬
leicht beschwichtigen lassen. Von dieser Vorsicht und Zu¬
rückhaltung hat das neue Polen aber bisher auch noch
nicht eine einzige Probe abgelegt . Im Gegenteil , es hat
bis dato so ziemlich jede Gelegenheit ergriffen , um die
Welt zu beunruhigen . Und heute ist es bereits soweit
gekommen , daß die Polen in den Augen der wirklich
zivilisierten Völker der Erde die Rolle eines ungebär¬
digen Flegels spielen , vor dessen Frechheiten mar¬
inem als sicher ist.

Es war eben schon von deutscher Seite aus ein törich¬
tes Unterfangen , einen selbständigen polnischen Staat
errichten zu wollen . Diesen Unsinn hat die EntentR
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udcinom .ükn. Und so ist aus künstlichem Wege ein Staat
entstanden , dessen Bevölkerung in einer Jahrhunderte
langen Geschickte bewiesen hat , daß sie unfähig ist, sich
selbst zu verwalten , sich selbst zu regieren und eine
eigene , Vertrauen erweckende Politik zu treiben . Polen
wird immer als Staat ein fragwürdiges Dasein führen ,
es wird immer von der einen innerpolitischen oder außen -

politischen Krisis in die andere stürzen, und schließlich
wird die ganze Welt froh sein , wenn dieser
Staat wieder von der Landkarte ver¬

schwunden ist .
Mir den nüchtern und politisch denkenden Engländer

muß dieses ganze Gebaren der Polen geradezu ein
Oreuel sein. Und berücksichtigt man dann noch die ekla-
tauten Unverschämtheiten , die sich bisher das
Inoffizielle Polen und die polnischen Insur¬
genten in Oberschlesien gerade England gegen¬
über geleistet haben, so wird man es schon rein mensch¬
lich begreifen können, daß der Londoner Regie -

rung endlich der Geduldsfaden gerissen
j st. Ganz abgesehen davon , daß auch das politische
Kalkül der englischen Politik dringend empfiehlt , dem
französischen Imperialismus dort entgegenzutreten , wo
dies ohne ein unmittelbares Hereinzerren der deutschen
Frage möglich ist . Und da hat denn allerdings die freche
Gewalttätigkeit der polnischen Insurgenten in Ober¬
schlesien der englischen Regierung einen willkommenen
Vorwand geliefert .

Unter allen Umständen aber haben wir festzuhalten .
Laß die oberschlesische Frage , soweit sie mit dem Aufruhr
des Herrn Korfanty zusammenhängt , in erster
Linie eine Frage ist , die die Entente an¬
geht , und daß Lloyd George durchaus nicht etwa aus
besonderer Freundschaft für uns seine Rede gehalten hat, l
sondern aus der ehrlichen Besorgnis heraus , daß dê .
französische Imperialismus im BuntzH
mit dem polnischen Größenwahn übers
kurz oder lang neue kriegerische Verwick¬
lungen heraufbeschwören muß , wen » man
ihm nicht endlich Einhalt gebietet .

Wir dürfen sicher sein, - daß Lloyd George sich seine
Rede diesmal wohl überlegt und mit den übrigen Mit¬
gliedern seines Kabinetts genau durchgesprochen hat.
Und es ist wichtig, zu wissen, daß die gesamte öffentliche
Meinung in England mit ganz verschwindenden Aus¬
nahmen durchaus auf der Sette Lloyd Georges steht.
Und wenn arrch Lloyd George keineswegs den Bogen über¬
spannen wird und zweifellos bereits Schritte getan
haben dürste, um der geradezu katastrophalen Wirkung
seiner Rede in Frankreich entgegenzuarbeiten , so ist doch
mit der Wahrscheinlichkeit zu rechnen, daß die englische
Politik im wesentlichen auf ihrem Standpunkt
beharren wird . Daß Korfanty jetzt offiziell zum
Rückzug bläst und Oberschlesien mit seinen Jnsurgenten -
scharen verlassen will , ist der eine Erfolg der Rede Lloyd
Georges . Der andere Erfolg ist der, daß über dieser
Rede das gesamte polnische Kabinett ins Wackeln ge¬
raten ist.

Nun glauben wir allerdings keine Sekunde lang , daß
Korfanty seiner Ankündigung auch die Tat folgen lassen
wird . Das Ganze ist offenbar von seiner Sette aus als
ein Bluff gedacht, vermittels dessen er versuchen wird ,
doch noch irgenwie den für Polen wichtigsten Teil Ober¬
schlesiens in seiner Hand zu behalten . Die Entente wird
also noch ein paar wettere ernste Worte mit Herrn
Korfanty zu sprechen haben. Am besten wäre es , wenn
sie unverzüglich Truppenverstärkungen nach Oberschle»
fien beordern und der polnischen Regierung androhen
würde , daß Polen , falls der Aufruhr weiter andauert ,
überhaupt garnichts von Oberschlesien bekommen wird .

Daß die deutsche Reichsregierung keine
Reichswehrtruppen in Oberschlesien eingesetzt
hat , war zweifellos klug und zweckmäßig. Eine solche
Aktion hätte , da sie nun einmal von Frankreich als eusus
kelli betrachtet wurde , zu den schwersten Verwicklungen
führen müssen, bei denen wir als die Schwächeren doch
schließlich nicht gut gefahren wären . Gerade unsere ge¬
duldige Zurückhaltung lmt im Zusammenhang mit der
Annahme des Ultimatums — man könnte sa¬
gen : über Nacht — in der Welt einefürunsnicht
ungünstige Atmosphäre geschaffen. Wir hoffen
zuversichtlich, daß die deutsche Reichsregierung diese Tat¬
sache weiter zu unserem Besten ausnutzen wird .

* Derr Landgericblsrat
Sckaeker - Ikonstanz

hatte in einem in der „Süddeutschen Zeitung " erschienenen
Artikel , in welchem er die „Karlsruher Zeitung " angrisf , weil
sie einen Kritisch gehaltenen Artikel über das Reichsgericht aus
der Jeder eines Mitarbeiters abgedruckt hatte , seinen Lesern
die für die Beurteilung unserer Stellungnahme entschei¬
dende Fußnote unterschlagen , daß die Redaktion
der „Karlsruher Zeitung " sich nicht mitjeder Einzel¬
heit desRrtikels identifiziere . Wir Huben diese
ttkterschlagung einer Fußnote , die wir doch gewiß nicht ohne
LMsicht angebracht Huben , in unserer Nummer 108 vom 11 .
Ntai gebührend gekennzeichnet . Herr Laüdgerichtsrat Schae-
; er bringt es jetzt jcriig , in Nummer 116 der „Süddeutschen
Zeitung " zu erklären , die Tatsache jener Fußnote „ sei v öl¬
ig b e l a n g l o s" !
I7kir müssen gestehen , daß wir von einem hohen Richter eine

Kwrtsge .« niworr nicht erwartet hätten . Das müßte eine
„ 5 e < würdige Rechtsprechgng > sei » , Lei der die Tat -
pKk. daß der Ängeklag/e van vornherein erklärt bat , er idcn-

i . iizwre sich nicht mit einer jeden Einzelheit eines Artikels
»der einer Äußerung , als völlig belanglos hingestellt wirtzl
Wir find natürlich weit davon entfernt , einen Richter, der
solchermaßen urteilt , als eine typische Erscheinung hinstellen
zu wollen . Für uns ist er durchaus eine Ausnahmeer¬
schein u n g, deren Einschätzung wir vertrauensvoll der Öf¬
fentlichkeit überlasten wollen.

Nun aber weiter . Herr Landgerichtsvat Schaefer hatte
unmittelbar nach der Erwähnung des Namens der Großher -
zogin Hilda behauptet , haß der „Schriftleiter der Karlsruher
Zeitung seine Hauptaufgabe darin erblickt habe, die gefallenen
Fürsten zu besudeln und ihnen Len Eselstritt zu versetzen".
Wir hatten daraufhin Herrn Landgerichtsrat Schaefer aufge¬
fordert , unverzüglich den Wahrheitsbeweis für diese
seine Behauptung zu erbringen . Und zwar selbstverständlich
den Wahrheitsbeweis dafür , daß der Schriftleiter wirklich seine
Hauptaufgabe darin erblickt habe, dies und jenes zu
tun , und ferner dafür , daß er die gefallen e n Fürst e n (Mehr¬
zahl) befutzett habe und zwar schon einige Tage
nachdem Zusamme ntbl ü ch. Da unmittelbar vorher von
einer badischen Fürst !nl^ ie Rede war , mußte ein jeder Le¬
ser annehmen , daß hier die Äundesfürsten in ihrer Gesamtheit ,
und zwar in erster Linie das badische Fürstenhaus ,
gemeint sei .

Da Herr Landgerichtsrat Schaefer für seine Behauptung
nun und nimmer den Wahrheitsbeweis erbringen wird und
erbringen kann, versucht er sich so aus der Affäre zu ziehen,
daß er einem der üblichen Kaiser -Geburtstagsartikel der
^Karlsruher Zeitung " ein am 17 . Februar 1820 , also IlL
Jahr nach dem Zusammenbruch , abgedrucktes
Zitat aus einem Buch des leitenden Redakteurs gegenüber¬
stellt, in welchem die persönliche Politik des Kaisers scharf
charakterisiert wird . Diese Charakterisierung aber ist durch¬
aus nicht etwa eine Eigentümlichkeit der „Karlsruher Zeitung " ,
tönern sie ist heute nach den Veröffentlichungen der letzten
Aal-— gemeinsame Überzeugung des größten Teiles unseres
ganzen Volkes bis tief in die Reihen der Reaktion
hinein . Gerade Herr Landgerichtsrat Schaefer hätte die
Person des Kaisers aus dem Spiele lasten sollen, da ja von
konservativen Männern im Jahre 1808 die Anregung
ausgegangen ist, den Kaiser wegen Geisteskrankheit zu ent¬
mündigen .

Mit jenem Zitat aus einem Buch über den Kaiser wird
jedenfalls Herr Landgerichtsrat Schaefer seine Behauptung ,
der Schriftleiter der „Karlsruher Zeitung " habe seine
Hauptaufgabe darin erblickt , die gefallenen Für¬
sten zu besudeln , nicht stützen können, weder formal , noch
dem Sinne nach . .Daß es treue Monarchisten gibt, die bei
aller monarchischen Überzeugung Wilhelm II . mit guten Grün¬
den heute sehr abfällig beurteilen , ist bekannt. Die historische
Wahrheit zu sagen, bedeutet jedoch noch lange kein Besudeln !

Aber nochmals : Sehen wir ganz von dem Kaiser ab ; in
welcher Nummer der „Karlsruher Zeitung " ist ein Artikel zu
finden, in welchem die deutschen Fürsten als solche oder das
badische Fürstenhaus besudelt werden ? Und wo ist der Schat¬
ten eines Beweises dafür , daß der Schriftleiter der „Karls¬
ruher Zeitung " seine Hauptaufgabe darin erblickt hätte ,
jene deutschen Fürsten herabznsetzen?

Wir fordern Herrn Landgerichtsrat Schaefer nochmals
auf , für feine Behauptung den Wahrheit ? -
beweis zu erbringen , und zwar in einer Form , die
auch wirklich juristischen Ansprüchen genügt . H-rr Landge-
richtSrat Schaefer ist ja Jurist !

politische Neuigkeiten .
Die deutschen Lsbiungen .

In Ziffer 8 des Ultimatums hat sich die deutsche Regierung
verpflichtet, innerhalb von 26 Tagen 1 Milliarde Goldmark
in Gold oder anerkannten Devisen oder deutschen Schatzanwei-
fungen mit dreimonatiger Laufzeit zu bezahlen.

In Ausführung dieser Verpflichtung hat die deutsche Regie,
rung , entsprechend ihrem Vorschläge in dem Vermittlungsan -
trage an die amerikanische Regierung , der Reparationskom¬
mission zunächst eine sofortige Zahlung von 158 Millionen
Goldmark fast ganz in ausländischen Devisen angeboten. So¬
bald die Reparationskommission die Empfangsstelle genannt
hat , werden die 150 Millionen Goldmark überwiesen werden.
Vor Ablauf der Wtägigen Frist , also Ende Mai , wird der Re¬
parationskommission eine weitere Zahlung in bar » der Rest
in deutschen Schatzanweisungen geleistet werden. Es sind Dis¬
positionen getroffen , die die Einlösung dieser Schatzanweisun¬
gen innerhalb des vorgeschriebenen Zeitraumes sicherstellen .

Wie die „Morning Post " aus Washington meldet, herrscht
unter den Beamten des Schatzamtes und den Bankiers großes
Interesse an dem in Aussicht stehenden Verkauf der Repara¬
tionsschuldscheinein den Vereinigten Staaten . Die Ansichten
über die Höhe des Betrages , der im kommenden Jahre in Ame¬
rika untergebracht werden kann, sind verschieden . Man schätzt
ihn auf 100—200 Millionen Dollar .

Lur « ede Lloyd Georges .
„Daily Expreß " zufolge ist Frankreich ein neues Memoran¬

dum der englischen Regierung zngestellt worden, in dem dar¬
auf hingewiesen wird, daß die Rede Lloyd Georges in Frank¬
reich augenscheinlich mißverstanden worden sei, insbesondere
seine Erklärung bezüglich der Erlaubnis , die Deutschland er¬
halten soll, in Oberschlesien einzugreifen . Das Blatt sagt wei.
1er , die englische Regierung wolle, daß alle möglichen Schritte
unternommen würden , um die Erfüllung des Friedensvertra »
ges zu sichern , sowohl durch die Polen als auch durch die Deut¬
schen.

Line Hünterrednng mit Dr . Mirtv .
Der Vertreter des „ Est Europe " hatte eine Unterredung mit

dem Reichskanzler Tr . Wirth , in der dieser lt . „B . Pr .
" folgen¬

des ausführte :
„Wir sind uns der Schwere des „Ja " -Wortes durchaus be¬

wußt . Es war ein aufrichtiges ,.Ja "
, getrogen von dem stärk¬

sten Willen, die Forderungen auch zu erfüllen . Die wirtschaft¬
liche Auswirkung des „ Ja " wird sich bald zeigen: Der Regie»

I rung ist cs nicht möglich, von heute auf morgen ein Programm
I aufztlstellcn. Das deutsche Volk hat im Kriege Unsagbares ge¬

leistet. Deshalv haben wir Grund zu der Hoffnung » daß eS

auch über die augenblickliche . Situation , die ihm so Schwere«
aufbürdet , hinweKommen wird. Unser Ruf an die Alliiert «»
ist jetzt : «Legt di, Waffen nieder !" Der Geist der Versöhn ,
lichkeit soll die Politik beherrschen . Dabei ist eS eine selbstver,
stündliche Grundlage , daß das deutsche Volk in Obersästest«,
nicht schmerzlich enttäuscht wird. Eine Entscheidung auf den ,
Boden des Vertrages und unter Würdigung des Abstimmung».
ergebnisseS wird die Geister in Mitteleuropa versöhnen . Ein
perfide» Spiel von irgend einer Seite hat Oberschlesien in ei¬
nen Hexenkessel verwandelt . Unser« Politik zirtt auf eine v «r.
ständigung mit Frankreich hi«. Wir strecken die Hand an« nhb
vmlange» Verständnis für Unsere Lage. Wir hoffen, daß nach
großen Leistungen auch unser guter Wille anerkannt werde."

Die polnische 1kückzugskank«re.
* Der polnische Exekutioansschuß, an dessen Spitze Korfanttz

steht, hat an die Interalliierte Kommission in Oppeln ein Te¬
legramm folgenden Inhalts gerichtet:

„ Oberschlesien hat sich 12 Tage lang im Aufstand befunden.
Das polnische Volk hat niemals den Anspruch erhoben, durch
Gewalt zu triumphieren , aber es hat sein Leben für seine hei -
ligen Rechte hingegeben. Der Ausschuß gibt zu , daß in der
Leidenschaft des Aufstandes die Grenzen der Klugheit über¬
schritten worden sind . Aber unsere begeisterten Strritkräfte
sind nun bereit, einen Rückzug anzutreten , groß genug, um z«
versichern, daß die Feindseligkeiten mit den Deutschen sofort
aufhören , vorausgesetzt, daß das Gebiet, das wir räumen , von
alliierten Truppen und nicht von deutschen Truppen besetzt
wird. Wir werdest keinen Zoll Boden den Deutschen überlas¬
sen, aber wir werden ihn der Interalliierten Kommission über¬
lassen . Wir bitten demgemäß, daß die geräumte Zone von den
Alliierten besetzt wird, damit die polnische Bevölkerung nicht
unter Vergeltungsmatzregeln zu leiden hat, wie sie bereits vorn
gekommen sind .

"
Als Illustration zu dem letzten Satz mögen die stützenden

Feststellungen dienen :
Nach einer Meldung des „Berl . Lokalanz.

" wurde in Nikolai
(im Kreise Metz ), nachdem die Stadt von den Italienern ver¬
kästen worden war , sieben Deutsche, die sich an der Verteidigung
des Ortes an der Seite der Italiener beteiligt hatten , aus den
Betten geholt und erschossen.

*

Die Pfingstseiertage baben eine Verschärfung der Lage in.
folge der Truppenverschiebungen gebracht, die im oberschlesi¬
schen Aufruhrgebiet in den gefährdetsten Kreisen vorgenom-
men wurden . Nach hem Abtransport der italienischen Trup¬
pen aus Nikolai wurde der Ort von den polnischen Aufrührern
besetzt, später aber wieder geräumt . Die italienischen Truppen
räumten weiterhin die Kreise Pleß und Rybnik und zogen sich
in der Richtung aus Ratibor zurück . In den Städten PleH
uno Rybnik werden zahlreiche Drangsalierungen der dortige,
deutschen Grubcnbeamten gemeldet. Gogolia im Kreise Groß »
Strelitz wurde gestern von den Insurgenten mit Artillerie stark
beschaffen . Auf deutscher Seite sind mehrere Tote zu Hekla-
gen. In den Kreisen Hindenburg und Tarnowitz werden
vielfache Überfälle und Verhaftungen deutschgesinnter Ober¬
schlesier gemeldet. In den übrigen Kreisen ist die Lage im
wesentlichen unverändert . Weiter ist ein von Beuten nach
Oppeln fahrendes Lastauto mit 4 Frauen und etwa 20 Män¬
nern , obgleich es unter französischer Fahne fuhr und von
französischem Militär eskortiert worden ist, in PeiskretschaS
von den polnischen Insurgenten angehalten worden. Sämt¬
liche Männer wurden heruntergrholt und verschleppt, die Es¬
korte und die vier Frauen sind in Oppeln angekommen.
Außerdem ist ein Eisenbahnzug mit etwa K50 Flüchtlinge «
aus dem Kreise Rybnik den nach Ratibor durchzulafsen die
Polen (na , ja ! ) sich „ehrenwörtlich" dem italienischen Oberst
Salvioni gegenüber verpflichtet hatten und der von je einem
englischen , französischen und italienischen Offizier sowie 50
französischen Mannschaften begleitet war , angehalten worden.
Die Frauen und Kinder sowie einige Flüchtlinge durften
weitersahren , während 150 deutsche Apobcamte und 300 junge
Leute aus dem Kreise Rybnik trotz Protest der interalliierten
Offiziere nach Loslau gebracht wurden .

In der Nacht zum Montag drangen bewaffnete polnische
Aufrührer in das Germaniahotel in Kattowitz ein . Aus den in
dem Hause befind! . Geschäftsräumen des Verbandes Heimat «
treuer wurde alles Brauchbare weggeschlcppt . Einige Banditen
drangen in die Wohnung eines Fleischermeisters ein, mißhan¬
delten das Ehepaar und raubten einige Schmuckstücke und
andexe Gegenstände. Ein Tierarzt wurde auf einer Dienst¬
fahrt von Ausrührern in Boguschütz aus dem Wagen geholt
und nach Schoppinitz verschleppt .

Die deutschen Parteien und Gewerkschaften Oberschlesienki
haben folgendes Telegramm an die interalliierte Kommission
in Oppeln gesandt : Die Aufständischen unterhalten in Rodzi»
Bagno (Kreis Kattowitz) ein Internierungslager , in dem meh,
rere Hundert aus dem Ausstandsgebiet verschleppte deutsche
Münster , Frauen und Kinder, unter schwerstem Druck gefcu».
gen gehalten werden. Die polnischen Insurgenten holen auS
den Ortschaften und Straßenbahnen an der Hand von Na-
mcnSlisten Personen heraus und verschleppen sie. Der von
den Rebellen eingcführte Paßzwang erhält hierdurch einen
ganz neuen Hintergrund . In Josefdorf (Kreis Kattowitz) sind
am 14. Mai arbeitswillige Deutsche von den Aufständischen
sesjgeiioinmen und auf Befehl des Komandanten Karl Roseckr
mit Peitschenhieben ans den nackten Körper mißhandelt wor¬
den . Die gleichen Schändlichkeiten werden aus Friedrichshütte
und Lrpcne (Kreis Kattowitz) berichtet. Die arbeitswilligen
Deutschen wurden vielfach von den Insurgenten unter Miß¬
handlungen und Bedrohungen von der Arbeitsstelle vertrieben .
Sie haben noch nicht die schwächsten Anzeichen dafür , daß dre
interalliierte Kommission irgendwie gegen die furchtbaren Zu¬
stände eintzhreiten will. Wir stellen nur fest, daß die deutsche
Presse an der wahrheitsgetreuen Berichterstattung behindert
wird^ damit die Welt eine Darstellung der wirklichen Lage in
Oberschlefien nicht erhält . Am 14 . Tage des Aufstandes fragen
wir dir interalliierte Kommission erneut , was sie zum Schutze
de« friedlichen Bevölkerung zu tun gedenkt . Wir lege« aber
«icht . den geringsten Wert anf leere Versprechungen, sondein
Wir fordern Taten ! Deutsche Parteien und Gewerkschaften in
Oberschlefien.

Die künkzigprozentige Lxportsbgsbe .
Di« Einführung der 58pr,zentigen Exportabgabe , die nach

dem Abbruch der Londoner Konferenz als Sanktion von de,
Alliierten beschlossen worden war , hat in den letzten Woche»
noch einige Fortschritte gemacht . In Wirksamkeit getreten ist
die Abgabe bisher nur in England seit dem 31 . März , i»
Frankreich seit dem 23 . April und in Südslawien seit dem
16. April . In Belgien ist das von den beiden Kammern an-
genommene und bereits veröffentlichte Gesetz «och nicht in
Kraft getreten . In RnmSnien ist ein entsprechendes Gesetz
bereits von der Kammer und vom Senat angenommen , aber
von der Regierung noch nicht in Kraft gesetzt worden . Nach
Artikel 5 des Gesetzes ist die Regierung ermächtigt, die Höhe
der Abgaben nach Gutdünken zu bestimmen und zu ändern ,
gewiss« Waren ganz zu befreien und den Satz von 75 Pr ^ nt
für den Anteil der deutschen Arbeit bei Bezug gus j nicht - eur»



Wh»» Ländern nach » igeuem Ermessen apzuä «b«rn . Nach
Wnetc Verfügung des Haiidelsmiüistitrs . sind zunächst die - ssir

Wiederaufbau dienenden deutschen Waren von der Mgabe
seit . Die griechische . Regierung hat den gesetzgebenden

rperschaften «inen Entwurf vorgelegt, der eine Abgabe in
von 80 Prozent vorsieht. Bestimmte Waren können von

Abgabe befreit werden. Die Beratung des Gesetzenlchurses
noch nicht begonnen worden . Auch ln Pole« liegt eiy Ent »

nach dem Muster des französischen Gesetzes vor , er ist
»her noch nicht angenommen worden . Im übrigen haben sich
Wkder weitere Länder nicht bereit finden lassen » die Abgabe
«dtzUführen.

DNie weit die Annahme des Ultimatums durch Deutschland
WA die Handhabung der bereits geltenden Gesetze über die Ex.
Wirtabgabe rinwirkt, kann im Augenblick noch nicht übersehen
Werden. Bisher ist nur bekannt geworden, dass die englische
Wegirrung ihrerseits die Abgabe ans die in den Londoner Be-
Hhlnsscn vorgesehene Höhe von 20 Prozent ermäßigt hat .

Die italienischen Brammerwablen.
' Bei den Wahlen zur italienischen Deputierienkammer trug
W fast allen Wahlkreisen der Regierungsblock den Sieg davon.
Was endgültige Wahlresultat wird aber erst am Donnerstag
Wckannt gegeben . In den grösseren Städten hat der Regie-

ngsblock ebenfalls gesiegt . In den früher Österreich zuge-
rigen Gebieten siegten überall die Sozialisten , nur im Ho-
ritsgebiet gewann die Deutsche Partei vier Sitze. Offiziell
ärd am Mittwoch fügendes Ergebnis mitgeteilt : Liberale und
Demokraten 24V bis 285 , Sozialisten 9V bis 120, Kommunj -
en 10 bis 15, Volkspartei 85 bis 105, Fasziften un> Rationä -
peu 25 bis 30 Sitze.

Ikurze polrl. Nachrichten.
* Eine bedeutsame Erklärung Briands ? Der diplomatische

Mitarbeiter des „Evensng Standard " schreibt : Die englische
und die französische Regierung wirken gemeinsam für ein
Mu rein kommen , das vielleicht zu einer Lösung der oberschle -
Wchen Frage führen werde . Briand werde am Donnerstag
Line hoclsbedeutsame Erklärung in der französischen Kammer
Didgelbcn . Er stehe in dauernder Fühlung mit Lloyd George,
Knrzoii und dem Botschafter Hardinge .

* Der Deutsche Lehrerverein hat auf seiner am Montag in
/Stuttgart abgehaltenen Tagung beschlossen, de« Verein zur
Lehrergewcrkschaftauszubauen . Er arbeitet nach gewerkschaft¬
lichen Grundsätzen unter Anwendung aller gewerkschaftlichen
Mittel . Die letzte Bestimmung, die das Mttel des Streiks in
fich schließt , gelangte gegen eine Minderheit von 250 Vertre¬
tern zur Annahme. Die Mitgliederbciträge werden wesentlich
/erhöht, der Verein tritt dem Deutschen Beamtenbund bei und
Wirkt dafür , dass dieser als gewerkschaftliche Vertretung mit
den Organisationen der Angestellten, und Arbeiterschaft zu»
lsammenarbeitet.

Radrscke Illebersicbt.
Eine Fliegerbombe auk Fautenbsck

(Amtsbezirk Ackern ) .
Am Pfingstsonntag ( 16. Mai 1921 ) nachmittags 4 Uhr

fiel von einem Flugzeug unbekannter Nationalität , das den
Ort Faulenbach, Amtsbezirk Achern , überflog, eine Bombe ab.
Die Bombe krepierte glücklicherweise nicht und richtete keinen
Personenschaden an ; der Sachschaden ist gering . Die weitere
Aufklärung des Sachverhalts ist in die Wege geleitet.

Die Arbeiterkolonie Ankenbuk.
Es wird uns geschrieben: Seit Jahrzehnten nimmt sich der

Wbische LandeSverei» für Arbeiterkolonirn der mehr ^ er we¬
niger verwahrlosten Brüder von der Landstraße an . Die Auf¬
gabe, die der badische Landesverein zusammen mit den 40 an¬
deren deutschen Arbeiterkolonien betätigt , arbeitsfähige aber
arbeitslose dem Verkommen ansgesetzte Männer , auch entlas¬
sene Strafgefangene , insbesondere durch landwirtschaftliche
und sonstige Tätigkeit und strenge Hausordnung körperlich
und geistig wieder herzustellen und einem arbeitsamen Leben
zuzuführen , ist ein Werk der christlichen Nächstenliebe, die zu¬
gleich mit dem idealen hohen Ziel der Rettung unglücklicher
Menschenkinder stets auch einen greifbaren realen Nutzen für
Staat imid Gesellschaft verbindet . So hat auch der Ankeubuk,
We badische Kolonie droben in der Bar , durch willige Mit¬
arbeit seiner zahlreichen Freunde im Lande gefördert , ein
stilles auch von der Regierung wohlwollend gewürdigtes Ret -
tungswevk über ein Menschenalter lang betreiben dürfen .

Di « schwierigen Zeitverhältnisse bringen nun aber auch dev
Ankenbuk allerlei schwere Prüfungen . 'Seine Kundschaft hat
schon im Kriege erheblich abgenommen . Der Riesenbevarf
»er Heeresverwaltung holte eben auch was irgend verwendbar
war , selbst von der Landstrahe , um es in feldgrau zu ver -
werten . Die Zahl der Kolonisten ging abwärts . Wo sonst
50 bis 100 Hilfe suchten und Arbeit leisteten, fanden sich kaum
stoch 15 bis 2V. Der landwirtschaftliche und handwerklich« Be¬
trieb des Gutes mit seinen 160 Morgen muhte mit schwer¬
boschassbaren teuer bezahlten Hilfskräften geleistet weichen .
Die gewaltige L-teigerung der Verpflegungs - und Betriebs¬
kosten legten in steigendem Masse Opfer auf , die die Unter -
hilanz des Vereins beängstigend anwachfen lieh . Wollte man
Nicht , die letzten Reserven aufzehren , so konnte so nicht weiter
Erwirtschaftet werden. Und doch darf man die Kolonie ihrer
Agensreichen Arbeit wegen nicht dem, Untergänge zutreSben
lgffen. Eine . für die Kolonie günstige Wendung trat ein Mit
»er sich eröffnenden Möglichkeit Liner teilweise« « rderwei-
tigen Verwendung des umfangreichen GcbäudekomtzWxes und
des Geländes , um so günstiger , als auch diese anderweit « Ver¬
wendung eine Staatsnotwendigkeit und zugleich «in wohl¬
tätiger und hoffnungsreicher Dienst an der kranken Menschheit
fit . Unter der Bedingung der Belastung der Arbeiterkakonie
«uf Ankenbuk, wenn auch in etwas beschränkterem Umfieuge,
so doch in der gleichen Betriebsweise wie bisher , beabsichtigt
»as Justizministerium das Anwesen zu pachten und dort erst¬
mals in grösserem Stile , den von vielen menschenfreundlichen
Kriminalisten erörterten Gedanken , einer Zwischenstufe zwi¬
schen Gefängniszelle und Freiheit zu verwirkliche» ! Tine
Freiheitsentziehung als Strafe für eine zu buhend» Schuld
«n der menschlichen Gemeinschaft, aber für Vergehen , die nicht
einer besonderen Roheit des Charakter - entspringen , nicht
chls Ausflüsse gefährlicher Gemeinheit und Ehrlosigkeit sich
darstellen , sondern mehr als Affekttaten, Leichtfertlgjkeits. und
MngeNblickssünden ; eine Freiheitsentziehung , die wicht den
Mqkel des Entehrenden an sich trägt , wohl aber erzieherisch
Wirken und dem Bestraften den Rücktritt in die gewlchnten
Verhältnisse erleichtern soll . Sorgfältig sollen die Insassen
dieser Verwahrnnysanstalt austzewahlt werden sowohl nach derrn.

Me ih-res Vmgebeiis als nucb nach ihrem .bisherigen Lebens¬
gang und ihren gewohnten Verhältnissen . Die Insassen sollen
nicht Tag für Tag hinter Schoss und Riegel stecken und um¬
gittert seist, sondern ihre Kräfte regen und im allgemeinen
Interesse arbeiten dürfen . Sie wissen , dass sie an diesen Ort
gebunden , in ihrer Freiheit beschränkt sind, unker Zucht und
strenger Hausordnung stehen und dass sie für jede Unbotmä -
ssigkeit, jeden Fluchtversuch die Gefängniszelle zu erwartet »
haben . Der Entwurf eines neuen deutschen Strafgesetzbuches
sieht vor, unbeibringliche Geldstrafen durch Arbeitsleistungen
abverdienen zu lassen. Auch dies« Möglichkeit soll in Anken-
buk goschaffe » werden.

Für die Umgebung der Arbeiterkolönie liegt irgend - ein
Grund zur Beunruhigung nicht vor . Sie wird mit den In¬
sassen der neuen Verwahrungsanstalt . die übrigens durch¬
schnittlich besserer Umgebung entstammen, kaum in Berüh¬
rung kommen.

Die Aribeiwrkolonie selbst bleibt an ihrem Platze erhalten ,
wird weiter arbeiten und kann etwa 50 Kolonisten aufnehmen .
Haben sich später die Verhältnisse geklärt und eine gewisse
Stetigkeit gewönnest so wird die Entschließung über das Wei¬
lerbestehen der Kolonie Ankenbuk erleichtert sein. Vielleicht
lässt sich dann wohl auch der alte Gedanke besser verwirklichen,
neben Ankenbuk ein für die Zwecke einer zweiten Kolonie
klimatisch und wirtschaftlich günstig gelegenes Gut in einem
andern Landes teil zu « Pachten oder zu erwerben . Jedenfalls
aber ist die Arbeiterkoloniesache in Baden aus unsichern und
schwierigen Verhältnissen auf festen Grund gerettet , ist hoff¬
nungsreich ft« die Zukunft und darf , druckbar für alle Wohl¬
taten , auf Nsiibeledung der Anteilnahme ihrer vielen Freunde
rechnen.

Vadiscke lsndwirtsckaktlicke Mocke .
Die alljährlich im Mai stattfindenden Tagungen der gro¬

ssen landwirtschaftlichen Verbände begannen gestern mit der
LandeSversammlunz des Badische « Landbundrs . Vormittags
hielt der LaniresauSschuss des Badischen Landbundes seine Lan¬
desausschutzsitzung ab, am Nachmittag folgte im grossen Fest¬
hallesaale die öffentliche Landesversammlung des Landbundes .

Die Versammlung nahm drei Entschließungen an . Di?
erste lautet : Der Badische Landbund hält die Durchführung
der in der Reichsgetreideordnung für 1921/22 vorgesehenen
Umlage nach den bisherigen Erfahrungen für unmöglich ; er
steht in völligem Verzichte auf die weitere Bewirtschaftung
des Jnlandgelreides die einzige Möglichkeit zur Hebung der
Produktion und zur besseren Versorgung der Verbraucher .

Die zweite Entschliessung hatte folgenden Wortlaut : Die ab
1. Juni in Kraft tretende Milchversorgung entspricht weder
den dringenden Forderungen der Landwirtschaft, noch den Be¬
dürfnissen den Verbraucher. Der Badische Landbund erwartet ,
dass der Notstandsbedars an Milch durch sofortige Freigabe der
Milchproduktian und . durch freiwillige Milchlieferungsverträge
aufgebracht wird.

Die dritte Entschliessung hatte folgenden Wortlaut : Der
Badische Lanöbund fordert die Vereinheitlichung und Verein¬
fachung des landwirtschaftlichen Organisationswesens in Baden
und im Reich» auf der Grundlage der Dreiteilung des Arbeits¬
gebietes nach technischen, wirtschaftlichen und. wirtschastspoli -
tischen Gesichtspunkten."

Die Deutraiitüt des deutscken Beamten¬
bundes.

kkO . Aus informierten Bvamrtenlkrrisen wird dem LPD .»
mitgeteilt : Durch mancherlei Presseäusserungen , Persamm -
lungsberichte usw. ist in der Beamtenschaft eine Beunruhi¬
gung hinsichtlich der Haltung des Deutschen Beamtenbun -
des entstand« ! , die darauf beruht , dass angeblich Verhand¬
lungen fchweten sollen, die eine Bereinigung des Deutschen
Beamtenbundes mit den fteigewerischaftlichen Arbeiter - und
Angestelltenooganisationen zum Ziele haben sollen. Nach zu¬
verlässiger Information entspricht dies keineswegs den Tat¬
sachen . Der Deutsche Beamtenbund steht nach wie vor auf
dem Boden der strengsten parteipolitischen und religiösen
Neutralität nach Massgabe der einstimmig gefassten Beschlüsse
des letzten Bundestages . Er hat nicht die Absicht, seine 'Selb¬
ständigkeit irgendwie aufzugeben . Die Zahl seiner Mitglie¬
der setzt, ihn in die Lage, die ' öffentlich- rechtlichen Beamten
des Reiches , der Länder und der Gemeinden eigenen Belangs
vollständig und unabhängig mit der nötigen Stoßkraft selbst
zu vertreten . Verhandlungen , die eine Abgrenzung der In¬
teressengebiet« bezwecken und die ein Zusammengehen in
allgemeinen Arbeitnehmerfragen im Gefolge haben können,
dürften die Ursache zu diesen unrichtigen Mitteilungen ge¬
geben haben. Diese Verhandlungen , welche zur Herstellung
eines Burgfriedens mit den freien Gewerkschaften zur Zeit
allerdings geführt werdbn, können nur dann einen Erfolg
haben, wenn , die vollständige Selbständigkeit des Deutschen
Beamtenbunites als neutrale Beamienorganisation gewahrt
wird . Jede «ndere Tendenz würde den Beschlüssen des Bun¬
destages zuwiderlaufen und die Zustimmung des Bundesvor¬
standes siche» nicht finden. Die beteiligten Gewerkschaften
haben sich übrigens diese Linie auch zur Richtschnur gemacht.
Die deutsche Beamtenschaft wird daher gut tun , Mitteilungen
in der Presse und in den Versammlungen von irgend welcher
Seite , die sich aus einem anderen Boden bewegen , keinen
Glauben zu schenken.

Iruvze Dackrickten aus Baden .
* Nr . 26 des Badischen Gesetz, und Verordnungsblattes hat

folgenden Inhalt : Gesetz : über die Änderung des Gesetzesvom
15, April 191> über den Verkehr mit Grundstücken. Verordnun¬
gen : des Staatsministeriums : die Dienstsiegel der Notare ; die
Gerichtsvollzieherordnung ; des Ministeriums des Innern : die
Ausbildung von Kraftfahrzeugführern ; den Verkehr mit
Brennholz ; den kleinen Grenzverkehr mit der Schweiz ; des
Mnisteriums . der Justiz , des Ministeriums des Innern und
des Ministeriums der Finanzen : Vollzug des Zuwaö^ steuer»
gesetzes ; des Ministeriums des Kultus und Unterrichts ^ Ände¬
rung der Katholischen und der Evangelischen Landes -Kirchen-
fteuer -Verordnubg .

Pforzheim » 17- Mai . Am Pfingstsamstage äbend wurde die
Kraftwagenlmie Psorzheim-Bauschlott-Brettr « eröffnet . Aus
diesem Anlatz hatte die Gemeinde Bauschlott die Vertreter der
Eisenbahngeneraldirsktion , der Oberpostdirektion der Städte
Pforzheim u»d Breiten und der an der Strecke gelegenen Ort¬
schaften zu einer Feier eingeladen. Bürgermerster Lampert -
Wruschlvtt bagrüsste die Erschienenen, Bürgermeister Scheme -
nau -Bretten gäb einen Überblick über das Zustandekommen
der Verbindung .

Konstanz, L7 . Mai . In dem benachbartcn Langenrain
wurde gestern ein Kriegerdenkmal enthüllt . Das Fest war
nach nicht zu. Ende, als Feueralarm ertönte . Gegen 145 Uhr
Lrach im Gebäude des Landwirts Martin Beile Feuer aus .
Scheuer , Schopf und Stallgebäude sind grösstenteils zerstört .
Der Schaden wird aus Asi -80 000 . M . geschätzt. Die Bränd -
uLsache feucbspielciidc Kinder.

Aus der Lau^ *,-auptstadt .
Die Technische Hochschule Karlsruhe hat aus Aulass o«,Jahrhundertfeier des Vereins zur Beförderung des Gewerbe-

fieisses in Berlin Kommerzienrat Julius Grbaucr in Berlin
Anerkennung seiner Verdienste u,m die Förderung dech

deutschen Maschinenbaues besonders auf dem Gebiete der Ver.
edelungSmaschineil für die Textilindustrie und seiner Betätig
gung für die Beförderung des Gewcrbesleches die Würd¬en« » DoktoriFngenieurs ehrenhalber verliehen.

IV . Bunter Abend der Volksbühne " . Am Samstag hatte de»Vorstand der Volksbühne die Vertrauensleute zu einem Bun .ten Abend im Saale des . Apollo " eingeladen, um ihnen da¬
durch seinen Dank für geleistete Mitarbeit zu bekunden. Vordem Beginn der eigentlichen Veranstaltung wandte sich de,Vorsitzende, Herr Dr . Heins heim er , an die zahlreich Er¬
schienenen und warb um weitere Unterstützung in der Stär -
kung des Volksbühnengedankens trotz mancher Schwierigkeiten.
Sowohl die mitwirkenden Mitglieder des Landestheaters , Fra «Lotte Lange - Bake . Herr Franz Schwerdt (Gesang!und Frl . Liesel Suhr (Tänze ), als auch Herr Karl HeinzVögele (Lieder zur Laute ) und Herr Kapellmeister Apostel
(Klaviervorträge mit Begleitung ), fanden starken , wohlverdicn-,ten Beifall . Herrn Direktor Hans Blum , der einige heiter«
Vorträge bot, gelang es als Ansager schnell den erforderlichenKontakt zwischen Bühne und Publikum herzustellen. Die Ver¬
anstaltung kann somit als durchaus gelungen bezeichnet werden,

BadischeS Landestheater . Der Opernspielplan nach den
Feiertagen enthält ausser der bereits angekündigten Eislauf -
sührung von Korngolds „Die tote Stadt " am Mittwoch, den
18 . ds. eine Wiederholung von Adams „Postillon von Lonju -
meau " am Freitag , den 20. ds. In Verbindung mit dieser
Vorstellung wird sich Frl . Fanny Bourgeau vom Stadttheaterin Bremen als 1. Solotänzerin und Balletmeisterin dem hie¬
sigen Publikum in einer Anzahl von ihr eingeübten Tanzbilder
vorstellen . Frl . Bourgeau ist als Nachfolgerin für die Ballet -
meisterin Frau Allegri, die um ihre Zuruhesetzung eingekom¬
men ist. in Aussicht genommen. Für Sonntag , den 22 . ds.MtS . ist eine Wiederholung von Wagners „Tannhäuser " in
der bekannten Besetzung, unter Leitung von Kapellmeister Lo-
rentz in Aussicht genommen. Am 24 . gelangt PucciniS „Bo¬
heme " mit Frl . Stechert als Mimi , Frau Lange-Bake als Mu¬
sette und Herrn Schwerdt als Rudolf zur Aufführung.

8 . Der Karlsruhe » Reiterverein hält in den Tagen vom 24.
bis 26. September eine Herbst-Pfcrdeschau mit reit - und fahr -
sportlichen Veranstaltungen ab . Der Haupttag der sportlichen
Veranstaltung ist der 25. September , an deim zwei landwirt¬
schaftliche Rennen , ein Herrenreiten , ein Preisspringen für
Damen und Herren , eine Fahrprüfung für leichte und schwer «
Pferde und Vorführungen von Unteroffizieren der Reichswehr
stattfinden . Am 36 . September schließt sich auf hem Gelände
des städtischen ViehhofeS und der Gottesauerkaserne ein
Pferde - und Vichmabkt an . Die sportlichen Veranstaltungen
werden auf der Rennwiese bei Klein-Müppurr vorgenommen.

Wadiscbe Gemeindesckau.
Dkl ) . Rastatt , 14. Mai . Der Bürgerausschuß in Rastatt

stimmte in seiner gestrigen Sitzung der Vorlage des Ge-
metnderates von 2,5 bis 5 Millionen Mark zur Erbauung von
neuen Häusern in verschiedenenStadtteilen durch die Bauge¬
nossenschaft „Gartenstadt " in Erbbauvertrag zu . Die Rhei¬
nische Hypothekenbank in Mannheim ist bereit, die Neubauten
bis zu 90 Prozent des amtlichen Schätzungswertes zu beleihen.
Die Beleihung wird rund 2 Millionen Mark betragen kön¬
nen , während die Bausumjme aus rund 4/l Millionen veran¬
schlagt ist. Die Gesamtzahl der von der Stadtgemeinde seit
Kriegsende eingerichteten und erstellten Wohnungen beträgt
322. Für den Sommer 1021 stehen noch 32 Wohnungen in
Aussicht . Aus dem in Betracht kommenden Gelände in den
verschiedenen Stadtteilen sollen im ganzen vorerst 67 Woh¬
nungen erstellt werden . Desgleichen stinnnte der Bürgeraus¬
schuss der Erhöhung des Gaspreises auf 1 .60 M. pro Kubik¬
meter mit Wirkung vom 1. Mai d. I . zu.

Offenburg , 17 . Mai . Oberbürgermeister Hermann ist un»
seine Pensionierung eingekommen. Seine Amtszeit läuft
Mitte Juni ab . Das letztem »! wurde Oberbürgermeister Her -,
mann bei Stimmenthaltung des Zentrums gewählt.

Ofsenburg , 17 . Mai . Der Stadtrat hat den Milchpreis i« j
Kleinhandel aus 2.40 M . für den Liter festgesetzt.

O. Edingen , 17. Mai . Ratschreiber Rener aus Heidelberg ,
wurde mit 29 gegen 33 Stimmen zum Bürgermeister gewählt .

Freie Aussprache.
,Wir vrrüsgntlichenu»t«r diestr , vom übrig «« ndaktionrll«» r -il abgrsondrrten RichrEi

»<acht«nsw «rle Darlegungen und Anregungen au» allen Parteilagern, um aus dig» ,
Weise «in« srei« Aussprache zu ermöglichen . Selbstverständlich beivegi sich dies« Au<-
sprach« außerhalb der Politischen verantworinng der Redaktion .)

SurZfinanznot der Gemeinden.
Wir werden um Aufnahme folgender Zuschrift gebeten:
„Bekanntlich ist durch die Steuerreform den Gemeinden daO

Recht weggenommen, Zuschläge zu den Reichssteuern zu er«
heben. Sie haben vom 1. April 1920 an nicht mehr das Recht ;,
das Einkommen - und Kapitalvermögen zu besteuern, sie sind
vielmehr auf die festen Beträge angewiesen, welche ihnen da-
Reich durch das Land zuteilt . Nach dem Landessteuergesetz
entfallen der Gesamteinnahmen aus Einkommensteuer, Kör«
perschastssteuer und Kapitaleriragssteuer auf Länder und Ge«
meinden , auf das Reich . Die Auseinandersetzung zwischeG
den beiden elfteren ist Sache der Landesgesetzgebung . Die ba¬
dische Regierung hat nun bekanntlich dem Landtag das sog.
Vcrteilungsgefttz vorgelegt, wonach das Verhältnis zwischen;
Staat und Gemeinden und der vorgeschriebene Lastenausgleich,
insbesondere auf dem Gebiet der Schulen, festgelegt werdetz
soll . Zuvor haben Verhandlungen mit den Städten - und Ge-
mcindeorganisationen stattgefunden, die aber in den wichtigste «)
Punkten zu keiner Einigung geführt haben.

Der Staat beansprucht von den oben genannten ZweidrittelP
13 ZweiuNdzwanzigstel, während ihm nach Meinung der Ge«
meinden nur 11 Zweiundzwanzigstel zukommen . Autzerdenß
sollen die persönlichen Volksschullasten zu X von den mittlere «
Städten und Landgemeinden getragen werden, von denen au»
der sachliche Aufwand (Schulhäuser, Bedienung, Lernmitter
usw .) zu bestreite« ist. Dadurch kämen aber die GemeindeP
bei der Tatsache, dass die Ausgaben im allgemeinen durch«
schnittlich um da» 8—lOsache gestiegen sind, die Einnahmen sich
aber nicht oder nur unwesentlich erhöht haben, wirtschaftlich iH
sehr schlimme Zustände die auf die Dauer unerträglich wären ,
In der Hauptsache müssten darunter die Landgemeinden lei«
den, denen nur geringe Steuerwerte aus Liegenschaft -- unst
Betriebsvermögen zwecks Besteuerung zur Verfügung stehenh
Wenn in der Tat die persönlichen Bolksschulaufwendungen zif
X den Gemeinden auftrlegt würden, mühten bei gleichmäßiges
Belastung des Grundvermögens und des Gewerbebetriebs dt



« nd dort Gemeindeumlagen bi- zu 9 M . für 100 M . Nenn¬
wert erhoben werden , nachdem die Staatsbeiträge zunr Schul¬
aufwand in Wegfall kommen sollen. Dabei ist die Höchstgrenze
der Belastung nach dem Gesetzentwurf festgesetzt :

tel»
Staat

». bei klassifizierten
Grundstücken auf . 1.00 M

d. bei einzelnen geschätzten
Grundstücken auf . 0,10 «

c. bei Wald auf . . 0,50 .
6. bei Gebäuden auf 0,30 .
«. bei gewerbl- u . landw .

Betriebsvermögen auf 0.20 «
Da auch der Lastenausgleichsstock, aus dem die bedürftigen

Gemeinden unterstützt werden sollten, außer einem Staats¬
beitrag von 2 Millionen M . keine Einnahmen aufweisen wird,
also gänzlich leistungsunfähig ist, bestünde in kleineren, lei¬
stungsschwachenGemeinden keine Existenzmöglichkeit mehr, so¬
fern nicht der Staat auf andere Weise wirksam eingreift .
Was kann einer kleinen Gemeinde z . B. zugemutet werden,wenn 1 Pfg . Umlage nur 12 M . einbringt ? Ne
könnte nie bestehen, wenn man ihr in der schwersten Zeit die j
seither schon geleisteten Staatsbeiträge zum Volksschulaufwand

»et »«»
G««eU>»e»

»ei »«
Mtitz»

Kusam .eiigchl.
WPf. Ner« .-«teuerlstz

3,60 Mk. OLOMk. 5.00 Mk.

0.70 . 0L0 „ ILO .
1,40 . 0L0 . 2.30 .
2I0 . 020 » 2.90 .

1,70 . 0.20 „ 2.30 .

gaben belasten würde . ES werden schon die steuerkräfttgen Ge¬
meinden an den Rand des Abgrundes gebracht. Wie wird ei¬
erst den anderen gehen? Hoffentlich finden diese Bedenken
bei den Verhandlungen im Landtag noch Berücksichtigung."

Dtsutssnzeiger .
Regierungsrat vr . Hans Sampffmetzer in Karlsruhe wurde

auf sein Ansuchen durch Entschließung des Staat - Ministerium-vom 4. Mai 1921 aus dem staatlichen Dienst entlassen.
Karlsruhe , den 18. Mai 1921.

Badisches ArbeitSmintsterin « .
E n g l e r .

Die Regelung des Verfahrens zur Festsetzung der EntschSdi -
»uu, für die auf Grund des Art . 297 k de« FriebeuSdertrag »

zu enteignenden Gegenstände bete.
Auf Grund von Artikel 2 der Verordnung der Reichsregie,

rung über die Bestimmung von Enteignungsbehörden und überdre Regelung des Verfahrens zur Feststellung der Enkschädi -
gungen für die auf Grund des Artikels 297 k des Friedens¬vertrags zu enteignenden Gegenstände vmn 31 . Juli 1920

(R . N . Bk. S . 1488) sowie auf Grund von Artikel 1 und 2 de-,Verordnung der Reichsregierung , betreffend die Regelung de»
Verfahren » zur Festsetzung der Entschädigungen für die aufGrund der Artikel ISS , ISS und 202 de» Friedensvertrag » zuenteignenden Gegenstände und zu treffenden Maßnahmen vom11 Mai 1220 (R. G . Bl. S . 970) wird folgendes bestimmt :

Für da» Land Baden wird eine Entschädigungsbehörde er¬
richtet, welche ihren Sitz in Karlsruhe , Kreuzstratze 12 hat .Es werden ernannt :

») zum Vorsitzenden der Sntschädigungsbehörde :
der Präsident dis Berwaltungshofs , Geh. Oberregierungs¬rat Otto Flad in Karlsruhe , zu dessen Stellvertreter der Geh.

RegierungSrat Hugo DSrle beim Verwaltung -Hof in Karls¬
ruhe ;

d) zu Beisitzern der Entschädigungsbehörde:
1. Vizekonsul Latz in Karlsruhe , zu dessen Stellvertreter

Bankier vr . Paul Hombnrger in Karlsruhe ;2. Bürgermeister und Landtagsabgeordneter Reck VI in
Eggenstein, zu dessn Stellvertreter Gutsbesitzer August Wach ».
Winklerhof, Kost Rotenfels .

Karlse uhe , den 10. Mai 1921.
Ministerin « tzeS Jauern .
Der Ministerialdirektor :
I . A. : Aöhrenbach . » raun .

M dl» M W Illl L UU §M « . UM «
18. , 24 .,25 . Illai , 7Vjvtir sdä8 .,kHn1i'Lokl8LaI Ksriaiirkv

Vorverkuuk : Auel Aoukotckt , ValttstruLe 39 . KL31
Mllllllk

.
Amtliche Bekanntmachung.

Kundsache « bet ».
Im Monat April 1921 wurden folgende Gegen¬

stände auf dem Fundbüro abgeliefert :
1 silbernes Armband , 1 Kettenarmband , 1 silbernes

Kettchen mit Anhängsel, 1 Stahluhr in Lederarmband ,
1 Zwicker in Futteral , 1 goldenes Armbandkettchen,
1 Armband , 1 Zwicker, 1 Briefumschlag mit 19 Mk.,
1 Zigarettenetui , 1 Brille mit Futteral , 1 Stangen¬
zirkel mit Etui , 1 Ehering (gez. 24. 4. 20), 1 Hals -
kettchen, 1 Ring mit Stein , 1 goldene Nadel, 1 Wech¬
sel , 1 Bleistift mit silberner Hülle, Ansichtskarten,
1 weißes Bettuch, 1 rotes Federkissen , 1 Handschuh.
1 weißer Unterrock , 1 Pelz, 1 Herrenschirm, 1 Brief¬
umschlag mit Bilder. 1 schwarzseidenes Handtäschchen.
1 Damenhut . 1 Paar Socken . 1 Herrenhemd, 1 Perl -
handtäschen» 1 graues Jäckchen , 1 lebende Ente , 1
Schloß für Fahrrad , 1 brauner Kinderschuh, 1 schwar¬
zes Mäppchen ohne Inhalt , 1 Brosche , 1 Handtasche
mit Werkzeug. 1 lederne Damenhandtasche mit Inhalt ,
2 Paar Handschuhe. 1 Zigarettenetui . 1 Perlenhand¬
täschchen , 1 Kravatte , 1 Sandale , 1 Damenregenschirm,
1 brauner Gamaschenstrumpf, 1 Paar braune Hand¬
schuhe. 1 Perlenhandtäschchen, 1 Stofftäschchen, 1 Kette
9,75 na lang , 1 Taschenmesser . 1 Hundekette. 1 Fahr -
scheinheft Freiburg —Cottbus , Schlüsselbunde, Hunde,
welche im städt. Hundezwinger (Schlachthausstraße )
untergebracht sind , niedrere Geldbeutel mit und ohne
Geld, Bargeld , 5. 50, 10, 2. 20. 5. 20. 3 Mk.

Die Gegenstände können von den Eigentümern oder
sonstigen Empfangsberechtigten im Zimmer Nr - 6
"-eS Bezirksamtsgebäudes abgeholt werden-

Falls sich die Empfangsberechtigten nicht rechtzeitig
melden, geht das Eigentum an dem Fundgegenstand
nach Jahresfrist auf den Finder bezw . die Stadt ,
gemeinde über . X 298

Karlsruhe , den 9. Mai 1921 . O .-Z 75
Badisches Bezirksamt — Polizeidirektio».
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In Freiburg

FMMMsM
mit Wohnhaus , 4 große
Fabrikräume , Kessel¬

haus , 1l k8 - Dampf -
Maschine , Schuppen ,
Stallung , Obstgarten ,
für jed- Zweck geeignet-
Bei Verkauf wird Woh¬
nung frei- Näheres un¬
ter Nr - 1572 sK-229

äk vo . ,
Jmmobilien .M ünchen ,

Prielmayerstraße 10,
Teleph. 51519.

Rutzholzverkauf de«
Bad . Forstamts Oberwet-
ler aus der Hand gegen
Einreichung von Angebo¬
ten bis spätestens Sams¬
tag , de« 28. Mai d. IS .
Eichen aller Klaffen 53,36
Fstm . ; Buchen 1 .—lljl .
20,41; Erlen V ., VI . 1,02 ;
Fi . - u . Ta .-Stämme und
Abschn. 19,04 ; Forlen -
A-bschn. II . u . 111 . 4,70.
Losauszüge d . d. Forst¬
amt . L .259

ssamrlienvek'Zor'gung
IVer kür sick ood seine Hinterbliebenen sorxeo vi » ,erreickr dies in besünllsrs vortsilliaktar Rais « darck 8

Lenutrnox <ter Versicderunxseinricktluigen lies
k^ euLiseken övamtsn-Vki-ein8

l-ebsnavorsieksningsanstalt kürslle deutscken Heicks -,
8tLLts - und ILommunnIbe-unten , Deistticken, I -ekrer ,I.ebrerinnen , Kecktsonvölte, ^ rrte, XoknLirte, Herürrte,l ürster , Lpotkeker, Ingenieure , > rebiteicten, lecknilcer,ksllbu . Angestellte nock sonstige krivstsiixestellte .

Vorsioksrungsdvstsnä 475 270 297 R .
Vermögensbertsnä 206 435818 R.

Oer Verein arbeitet odn« KersKIt« Agenten und spartdodurck sekr decleursvcke Luivrnen. Irr dann ckader clie
krLmisn (VersickeningsbeltrSge) sebr nisckrig stellen un<I
trotrcksln ssdr dollv Oiviäencien verteilen, so claL <Iie
Ossamtkostan kür <!ie Versickerung bei unbeölaglsr8lek«rbeit üuüarat gering sind. — Zusendung der
Drucksachen erkolgt »uk -dnkordern dostenkrei durck

vis llirsktion äos K. i4
piAuSioosion Vsamton -Vorvin » ru asnnovvr .

Der eurer DnrckZL ^ ren-^ oksräerrurx volle mau rurk
äre ru diesem Llatte Derrrx nelmren.

NlitMktketek
» n « von
»iiillolw küi - « in -»« cksutvnck « » Mei -ir
g « » nvl >1. A» «r«Ii« n » i «rl» nn « dnsnvt »« -
ünnckig « --« »»«»« » in «!»-« » . Okierten unter
Lkikkre L . 230 L. <1. Lxpecl . cl. Larler Leitung .

Stellenbesetzung .
Bei unterzeicheter Verwaltung ist die planmäßige

Stelle eine- Buchhalters in Gruppe VIII des neuen
Besoldungtarifs neu zu besetzen .

Im Staats - und Gemeinderechnungswesen erfahrene
Bewerber, insbesondere solche mit entsprechenderSchul-
und Fachausbildung wollen sich Innerhalb S Tagen
melden. K222

Freiburg , den 12. Mai 1921 .
SILdt . Betrteh - raffen »erwalt « « g.

über .,II

f-st- geröst. ^
KEsv
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ollen u. abgspseltt
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V, ^ ck. Paket« .
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Oualität !

Matratzen
Kinderbetten, Polster an jeder¬
mann . Katalog frei.Eisenmöbel¬
fabrik Suhl in Thüringen.

Dnrlach . Güterrechtsre¬
gistereintrag . Ban - H S .
475 : Mall, Adolf, Fabrik -
arbeiter in Söllingen , u.
Christine geb . Engert .
Vertrag vom 26 . Novem¬
ber 1920 . Gütertrennung .
Amtsgericht. XL09

Zentral -Güterrechts-Regifter für Baben

Durlach . Güterrechtsre¬
gister. Eingetragen : Bech-
t«l, Joseph , Landwirt in
Langensteinbach, u. Ehrt ,
stine geb. Rupp . Vertrag
vom 11 . Mai 1921. Gü »
tertrennung . Amtsgericht.
Etztziugen . L24S

Güterrechtsregisteretn -
trag Band I Seite 298 :
« räh , Joseph, Maurer in
«Sppingen , u. dessen Ehe¬
frau . Emma geb. Schund.
Vertrag v. 8. Mai 1921.
Gütertrennung .
Eppingen, 12. Mai 1921.

Amtsgericht.
Heidelberg. L.1S0

Güterrechtsregisterein¬
trag . Band VI! S . 445.
R«»S, Anton , Hilfsarbei¬
ter in Heidelberg, und
Katharina geb . Gutterer .

Vertrag v. 26 . April 1921.
Gütertrennung .
Heidelberg, 7. Mai 1921.

Amtsgericht 5.
Pfullrndorf . X267

In da» Güterechtsregl .
ster Band I Seite W8
wurde heute eingetragen :

Hiestand» Herbert ,
Schreinermeister in Jll -
wangen, «nd Emilie geb .
Fischer ebenda. Vertrag
vom 28. April 1931. M -
getzwein« Gütergemein¬
schaft gemäß 8§ 1437 ff.
BGB . BmSeh- ltsgut der
Frau .
Pfuikendorf, 12. Mai 1921.

Gerichtsschreiberei des
_ Amtsgericht».
Radolfzell. X.268

In das BüterrechtSregr-
ster wurde zu Band I , S .
249 eingetragen : Miez,
Peter , Privatmann in
Radolfzell , ulld Marie
geb . Wetzstein . Der früher
vereinbarte Güterstand
der allgemeinen Güterge¬
meinschaft ist aufgehoben.
Rach Vertrag dom 28.

März 1921 besteht jetzt
Gütertrennung .
Radolfzell, 11. Mai 1921.
Der Gerichtsschreiber de»

Bad. Amtsgerichts:
Schwetzingen. L .250

GüterrechtSregisterei ».
trag Band II Seite 375:

Bärkr«maier , Franz ,
Maurer in OfterShen »,
und Eva Katharina gev.
Siegel . Vertrag vom 11.
Januar 1021. Gütertren¬
nung .

Schwetzingen,
de» 12. Mai 1921 .

Amtsgericht 2.
W- llckirch . X.1S0

GüterrechtSregister Bd.
I Seite 383:

Knner » Johann Ge« »
Schneider in Buchholz, » .
A

^
alia Fehreubach ebeu-

Durch Vertrag vom 20.
April 1821 wuäe Güter¬
trennung gemäß §8 1428
ff. BGB . vereinbart .

Güterrechtlkregiste« Bd.
I Seite 384 :

Welle, Eugen , Kauf¬

mann in Waldkirch , und
Maria geb . Schill ebenda.

Durch Vertrag vom 21.
April 1921 wurde Gü¬
tertrennung gemäß 88
1426 ff. BGB . vereinbart .

Waldkirch i. Br .,
den 6. Mai 1921.

Gerichtsschrriberri des
Amtsgerichts.

« tinheim . X.191
Güterrechtsregisterein¬

trag B« ü> jl Seite 442 :
Weber, Friedriche Motor -
schlaffer in Weinheim , u.
Anna geb. Laier . Ver¬
trag vom 28. April 1921.

Errungenschaftsgemein ,
ichast mit BorbehaltSgut
der Frau .
Weinheim , 3. Mai 1921.

Amtsgericht.
Wertheim . L .270

In - aS Güterrechtsre .
grster Band II Seite 57
wurde eingetragen : Land¬
wirt Wilhelm Seitz in
KülSheim und Rosa Jda
geb. Berberich in KülS.
heim» Vertrag vom 4.
Mai 1921 . Errungen .

schaftsgemeinschast gemäß
88 1519 ff. BGB .
Wertheim , 12. Mai 1921 .

Amtsgericht.
Wrrtheim . LL10

Güterrechtsregisterein .
trag Band W Seite 56:
Michael » rank 11^ Land -
Wirt in Rassig, und Mar .
gareta Beck allda . Ver¬
trag vom 20. April 1921,
Errungenschaftsaemeinsch .
gemäß 88 1519 ff . B G B-

Wertheim. 3. Mat 1921.
_ Amtsgericht.
Wolfach. XL51

In da» GüterrechtSr «.
gister Band Ist Seite 428
wurde eingetragen : Mar -
ku» Harter , Wasenmeister
in Wolfach, und dessen
Ehefrau Amalie geboren«
Wiegand daselbst. Durch
Vertrag vom 6. Aprtk
1921 ist Gütertrennung
vereinbart unter Aufhe¬
bung der bisher bestände-
Ken FokhrniSgemÄnschaft.
Bl. Band 7 Nr . 619/22.

Wolfach, 13. Mai 1921.
AmtSserichk.
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